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Eurcpas demokratische Vielfalt abbilden - Wahlumfragen diskriminierungsfrei gestalten

Sehr geehrter Herr Dr. Knapp,

Eurcpa hat einen immer grüßeren Einfluss auf das álltagsleben seiner Bürgerinnen und Bürger und
steht vcr zahlreichen I-lerausfcrderungen. Das Eurcpiiische Parlament entscheidet Zukunftsfragen
und macht EU-Gesetze. 2019 steht die nächste Eurcpawahl an.

„ln Vielfalt geeint“ ist das Mcttc der Eurcpaischen Unicn. Diese gesellschaftliche Vielfalt unter
den 500 Mic. Eurcpiiern spiegelt sich auch pclitisch wieder. Über 220 Parteien sind zurzeit im
Eurcpäisc hen Parlament vertreten, darunter 14 deutsche Parteien (Quelle: vctewatch.eu}.

ln Deutschland gilt für die Eurcpawahl seit 2014 keine Sperrklausel mehr (Quelle: Bundeswahl-

leiter). Pläne bestinunter Parteien, zur Eurcpawahl 2019 eine 2%-Sperrklausel wieder einzuführen,
sind nach Medienberichten wieder aufgegeben wurden.

Ühne Sperrklausel kcruiten 2014 kleine Parteien ab ca. 180.000 Stimmen (_0,6% der abgegebenen
Stinunen} einen Sitz im Eurcpaischen Parlament erringen. Die „faktische Sperrklausel“ lag bei
0,5%. Mit zusammen mehr als 2 Mic. Wahlerstimmen sind sieben rftbgecrdrıete kleiner Parteien
gewählt wurden.



Dieser Situaticn wird es nicht gerecht, wenn deutsche Wahlumfragen zur Eurcpawahl Ergebnisse

ab. cd.er--gar .-5f{i--.ausw.ei.sen.. Wir halten es für dringend gebeten, dass in
Umfragen zur Eurcpawahl die Ergebnisse aller aussichtsreicher Parteien (ab 0,5% der Stimmen)
ausgewiesen werden:
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Die Öffentlichkeit erwartet vcn einer Wahl umfrage Aufschluss über das mügliche Ergebnis
der Wahl, insbescndere über die Zusanunensetzung des nächsten Erucpäischen Parlaments.
Vun einer „repräsentativen“ Stichprcbe erwartet die Öffentlichkeit ein „zwar verkleinertes,
aber scnst wirklichkeitsgetreues Abbild der Üesamtheit“. Umfragen, die aussichtsreiche
Parteien nicht ausweisen, sind nicht wirklichkeitsgetreu und künnen kaum als „repräsen-
tativ“ bezeichnet werden.

Umfrageergebnisse, die aussichtsreiche {kleine} Parteien nicht ausweisen, erwecken in der
Öffentlichkeit den falschen Eindruck der Geltung einer Sperrklausel für die Eıncpawahl.

Umfrageergebnisse können das Wahlverhalten beeinflussen. Werden aussichtsreiche kleine
Parteien in Umfrageergebnissen nicht ausgewiesen, erscheinen die „Scnstigen“ für den
flüchtigen Rezipienten fälschlich als chancenlcs. Dies verzen*t den pclitischen Wettbewerb
und ist mit dem Recht aller Parteien auf Chancengleichheit unvereinbar.

Bescnders bei den schcn im Eurcpäischen Parlament vertretenen Parteien ist es nicht zu
rechtfertigen, aussichtsreiche Ergebnisse in Meinungsumfragen nicht zu erheben cder nicht
zu verüffentlichen.

Unvcllständige Umfrageergebnisse erwecken in der Öffentlichkeit den falschen Eindruck
einer lrrelevanz kleiner Parteien. Dabei haben gerade im Eurcpäischen Parlament Abge-
crdnete kleiner Parteien zum Teil grcßen Einfluss auf die Parlarnentsarbeit (_z.B. als

Berichterstatter des Parlaments) cder auf deren Wahrnehmung.

Wenn Umfrageergebnisse als einzige Alternative zu etablierten Parteien die AfD
ausweisen, küruien sie unzufriedene Wählerinnen und Wähler in die Arme dieser naticna-
listischen Partei treiben. Sie küruien auch dazu führen, dass mit dem ausgewiesenen pcliti-
schen Angebct unzufriedene Wählerinnen und Wähler resignieren und nicht mehr zur
Wahl gehen, was die Beteiligung an der Eurcpawahl weiter drückt.

In anderen EU-Ländeni wie Frankreich, Italien cder Spanien ist es selbstverständlich, dass
Wahlumfragen Ergebnisse auch unterhalb vcn 1% cder 2% ausweisen. Dies erfclgt auch
bei Stichprcben vcn 1.000 Perscnen.



Wir appellieren daher an die deutschen Umfrageinstitute urıd ihre Auftraggeber, Umfragen zur
Eı.u:cpawahl nur sc dı.u:chzuführen, in Auftrag zu geben und zu verüffentlichen, dass die Ergebnisse
aller aussichtsreichen Parteien (ab 0,5% der Stinnnen) ausgewiesen werden. Dies setzt bei den
Auftraggebern selbstverständlich die Bereitschaft zur Finanzierung der erfcrderlichen Erhebruigen
vcraus. Erläuterungen der begrenzten Aussagekraft sind demgegenüber kein Ersatz für ausrei-
chende Erhebungen.

Wir wünschen Luis darüber hinaus, dass Umfrageergebnisse die Zahl der Unentschlcssenen und
derjenigen Befragten, die nicht zur Wahl gehen wcllen, cffenlegen (entsprechend der „Richtlinie
für die Veröffentlichung vcn Ergebnissen der Wahlfcrschung“). Diese Zahlen führen der Öffent-
lichkeit die Öffenheit des Wahlausgangs ı.u'ıd den Parteien die Nctwendigkeit der Ansprache vcn
Nichtwählem deutlich vcr Augen.

Bei thematischen Fragen zı.u* Eı.u'cpawahl (z.B. nach Parteikcmpetenzen cder wahlentscheidenden
Themen) wünschen wir Luis vcn den Auftraggebern eine Offenheit für neue Themen abseits des
pclitischen Mainstreams. Dies belebt den pclitischen Wettbewerb um die besten Ideen und kann
neue Begeisterung für Eıncpa wecken.

Wir freuen uns auf Ihre Rückmeldımg zu diesem Offenen Brief ımd führen mit Ihrıen gerne auch
ein persünliches Gespräch zu ımserem Anliegen. Wir haben gleich lautende Briefe an verschiedene
Meinungsfcrschruigsinstitute, Auftraggeber vcn Wahlumfragen und den Deutschen Presserat
versandt.

Mit ¿eundlichen Grüßen

im Auftrag vcn

nemokaarıe® ı3|aareuPaRrEı . R- ıμ Euıwpg

Piratenpartei Deutschland Ükülüglschéåfäükmtlsche Demckratie in Eurcpa


